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Corporate Social Responsibility (CSR), die gesellschaftliche Verantwor-
tung der Unternehmen, wird zunehmend betont, reine Ausrichtung auf
die finanzielle Bottom line immer mehr als ungenügend erachtet. Auf
die Beachtung nachhaltiger Geschäftspraktiken in der Lieferkette wird
vermehrt fokussiert. Verbraucher fordern nachhaltiges Engagement ein
oder strafen mit Konsumverzicht. Auch institutionelle Investoren haben
die gesellschaftliche und ökonomische Bedeutung von CSR und CSR-
Reporting erkannt.1 Gleiches gilt für den Gesetzgeber. In der EU ist die
sog. nichtfinanzielle Erklärung zu CSR für größere, meist börsennotierte
Unternehmen bereits Pflicht.

In der Schweiz wiederum wurde eine Volksinitiative lanciert, die ver-
langt, dass hiesige Unternehmen eine Sorgfaltsprüfung zu den Auswir-
kungen ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit auf Menschenrechte und Um-
welt durchführen und darüber berichten. Bei Annahme der Initiative
müsste ein Schweizer Unternehmen bei Verletzung von Menschenrech-
ten oder Umweltschutzbestimmungen für den Schaden aufkommen,
auch wenn dieser durch eine Tochtergesellschaft oder einen Lieferanten
im Ausland verursacht worden ist. Klageort wäre dabei ein Schweizer
Gericht. Im Parlament wurde diese Volksinitiative bereits intensiv disku-
tiert. In unserem Beitrag erläutern und würdigen wir die derzeitige Dis-
kussion aus Sicht von Berichterstattung und Prüfung.

1 „This year’s study of institutional investors
globally reveals notable consensus that ESG
information is critical to investor decision-
making.” So heißt es in der EY-Studie „Does
your nonfinancial reporting tell your value
creation story?”. In dieser globalen Studie, für
die zum wiederholten Male institutionelle In-
vestoren befragt wurden, gaben 97% der in-
stitutionellen Investoren an, in ihren Investi-
tionsentscheidungen entsprechende Informa-
tionen zur CSR zu berücksichtigen. Dies im
Vergleich zu 2015, als diese Aussage auf
knapp mehr als die Hälfte der institutionellen
Investoren zutraf. Risiken bezüglich Corpo-
rate Governance, Nachhaltigkeitsaspekte in
der Lieferkette, Verletzungen von Menschen-
rechten sowie Klimawandel erfahren dabei
die größte Beachtung.

1. Corporate Social Responsibility
und Nachhaltigkeitsberichter-
stattung

1.1. Gesellschaftliche Verantwortung

Unternehmen sollen vermehrt Verant-
wortung für ihr Handeln und dessen
Auswirkungen auf die Gesellschaft über-
nehmen, so eine immer häufiger artiku-
lierte Forderung. Argumentiert wird,
dass die Unternehmen vielfältige Leis-
tungen aus der Gesellschaft (etwa Infra-
struktur, Rechts- und Bildungssystem)
beanspruchen. Als Gegenleistung wird
von den Unternehmen als Corporate Ci-
tizen gesellschaftliche Verantwortung er-
wartet. Seitens der Unternehmen kann
die verstärkte Hinwendung zu CSR aus
ökonomischem Eigenantrieb (intrinsisch
motiviert) erfolgen. So erhofft man sich
durch die Wahrnehmung gesellschaft-
licher Verantwortung längerfristig eine

Zunahme des Unternehmenswerts (infol-
ge Steigerung von Reputation, Vertrau-
en, Mitarbeiter- und Kundenzufrieden-
heit). Extrinsische Motivation wiederum
erzeugt der Gesetzgeber, indem dieser
Anreize zu nachhaltigem Verhalten setzt
oder gewisse „nicht-nachhaltige“ Verhal-
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Abb. 1: Unterscheidung von Ansätzen der Berichterstattung nach CSR-Fokus und Art
der Vorgaben

tensweisen sanktioniert (etwa mittels
Abgaben und Steuern wie der CO2-Ab-
gabe auf Brennstoffe oder den CO2-
Emissionsvorschriften für neue Perso-
nenwagen in der Schweiz).

Im Kontext von CSR und der Berichter-
stattung darüber wird den ökologischen
Aspekten (u.a. Ressourceneffizienz,
umweltverträgliche Produktion, CO2-
Emissionen, Frischwasserverbrauch, Re-
cycling) besondere Aufmerksamkeit ge-
schenkt. Aber auch die „sozialen“ The-
men inkl. Menschenrechtsfragen fin-
den Eingang in die CSR-Überlegungen,
etwa das unternehmerische Engagement
für einen „familienfreundlichen“ Be-
trieb, die Unterstützung der Mitarbeiter
auch außerhalb ihres konkreten betrieb-
lichen Arbeitsplatzes (etwa in schwieri-
gen persönlichen Situationen) oder An-
strengungen im Bereich des Beschaf-
fungswesens (Stichworte sind hier etwa
Fair Trade oder Maßnahmen gegen Kin-
derarbeit in der vorgelagerten Wert-
schöpfungskette).

1.2. Berichterstattung über die
Wahrnehmung gesellschaftlicher
Verantwortung

Wie wird nun über die Wahrnehmung
der in Abschnitt 1.1. skizzierten gesell-
schaftlichen Verantwortung Bericht er-
stattet? In den letzten Jahren wurden
diesbezüglich zahlreiche Reporting-
Frameworks (weiter)entwickelt, die
CSR-Themen adressieren und in den

meisten Fällen sowohl qualitative als
auch quantitative Angaben verlangen.
Zudem haben einzelne Länder und Staa-
tengemeinschaften Offenlegungspflich-
ten zu CSR-Themen etabliert, dies aber
größtenteils ohne dabei ein spezifisches
Reporting-Framework vorzugeben.
Stattdessen werden im Rahmen der re-
gulatorischen Vorgaben konkrete Sach-
verhalte definiert, die offenzulegen sind,
wobei meist keine exakte Quantifizie-
rung der offenzulegenden Inhalte in
Form von Kennzahlen gefordert wird
oder gar entsprechende Erhebungsme-
thoden vorgegeben werden.

In der EU verlangt die CSR-Richtlinie
von bestimmten Unternehmen, vor-
nehmlich börsennotierten Unternehmen,
eine Berichterstattung über Umwelt-,
Arbeitnehmer- und Sozialbelange, An-
gaben zur Achtung der Menschenrechte
sowie zu den Maßnahmen zur Bekämp-
fung von Korruption und Bestechung.
Diese Berichterstattung unterliegt keiner
obligatorischen Prüfungspflicht. In Itali-
en und Frankreich hat der nationale Ge-
setzgeber jedoch ein Audit-Obligatorium
vorgesehen;2

2 Wobei eine Prüfung mit begrenzter Zusiche-
rung (negative assurance) ausreicht.

in Deutschland wiederum
lassen rund 2/3 der betroffenen Unter-
nehmen ihre Berichterstattungsinhalte
freiwillig prüfen.3

3 Vgl. EY, 2017, „CSR-Richtlinie-Umset-
zungsgesetz – Die nichtfinanzielle Erklärung
– Lessons Learned aus dem ersten Berichts-
jahr 2017“, sowie CSR Europe / GRI, 2017,
„Member State Implementation of Directive
2014/95/EU“.

Einige der international am meisten be-
achteten CSR-Reporting-Vorgaben, die
auch von Schweizer Unternehmen in ih-
ren bislang freiwilligen Reportings be-
rücksichtigt werden, sind in Abb. 1 dar-
gestellt.

Trotz der breiten Kritik an der Vielfalt
an CSR-Reporting-Frameworks und

regulatorischen Vorgaben sind
bislang keine Anläufe erkennbar,

diese zu konsolidieren und zu
vereinheitlichen.

Diese Reporting-Standards überschnei-
den sich teilweise inhaltlich, haben je-
doch durchaus unterschiedliche Schwer-
punktsetzungen. Zudem verlangen the-
menspezifische Reportingansätze natur-
gemäß detailliertere Einzelangaben, als
dies bei umfassenden Ansätzen der Fall
ist. Obschon die Vielfalt an Reporting-
Frameworks und regulatorischen Vorga-
ben von Unternehmen wie auch Investo-
ren kritisiert wird und man sich eine
Konsolidierung und Vereinheitlichung
wünschen würde, ist dies bislang nicht
geschehen und auch nicht absehbar.4

4 Mit dem Corporate Reporting Dialogue be-
stehen immerhin Bestrebungen, gewisse Un-
terschiede zwischen Reporting-Frameworks
zu reduzieren oder zumindest transparent zu
machen, jedoch zielt auch diese Initiative
nicht auf eine Konsolidierung der daran betei-
ligten Reporting-Frameworks ab. Vgl. zu die-
ser Initiative https://corporatereportingdialog
ue.com/, abgerufen am 2.6.2019.

2. Konzernverantwortungsini-
tiative (KVI) und indirekter
Gegenvorschlag in der Schweiz

2.1. Konzernverantwortungsini-
tiative – Hintergrund und
Regelungsinhalt

Eine Allianz von 80 zivilgesellschaft-
lichen Organisationen hat im Oktober
2016 die eidgenössische Volksinitiative
„Für verantwortungsvolle Unternehmen
– zum Schutz von Mensch und Umwelt“
eingereicht. Die Volksinitiative verlangt
vom obersten Leitungs- bzw. Verwal-
tungsorgan eine verbindliche Sorgfalts-
prüfung zu Menschenrechten und Um-
welt sowie Haftungsbestimmungen für
Schweizer Unternehmen betreffend ihrer
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Abb. 2: Landkarte der Optionen für Umsetzung von KVI oder Gegenvorschlag in der Schweiz12

Auslandsaktivitäten.5

5 Vgl. Website zur Konzernverantwortungsini-
tiative unter https://konzern-initiative.ch/

Über die Sorgfalts-
prüfung soll der Verwaltungsrat Rechen-
schaft ablegen. Verletzt ein Schweizer
Unternehmen Menschenrechte oder Um-
weltschutzbestimmungen, soll es für den
Schaden aufkommen, auch wenn dieser
durch eine Tochtergesellschaft oder
einen Lieferanten im Ausland verursacht
worden ist.6

6 Gemäß der Initiatoren sind kleine und mittel-
große Unternehmen grundsätzlich von der
Initiative ausgenommen, es sei denn, sie wä-
ren in einem „Hochrisikosektor“, d.h. in
einem Sektor mit vermuteten höheren Risiken
für Verletzungen von Umwelt und Menschen-
rechten (wie z.B. dem Rohstoffsektor) tätig.

Schweizer Unternehmen
würden damit für Fehlverhalten in der
Lieferkette und für Tätigkeiten von Un-
ternehmen haften, die sie wirtschaftlich
kontrollieren, ohne jedoch direkt im ope-
rativen Geschäft involviert zu sein. Ge-
richtsstand wäre in jedem Fall die
Schweiz.7

7 Die Haftung ist der zivilrechtlichen Ge-
schäftsherrenhaftung nachempfunden. Plaka-
tiv ausgedrückt: Wer Kontrolle hat und Schä-
den verhindern kann, muss seinen Einfluss
geltend machen, ansonsten steht er in der Ver-
antwortung. Die Haftungsvorschrift setzt je-
doch die „Grundregeln“ nicht außer Kraft,
d.h., wer einen Schaden z.B. aus einer Men-
schenrechtsverletzung gegenüber einem Un-
ternehmen bzw. dessen Konzernholding gel-
tend machen will, muss zuerst beweisen, dass
ein Schaden vorliegt, dieser widerrechtlich,
d.h. unter Verletzung der Menschenrechte,
entstand, ein Kausalzusammenhang zu den
Geschäftstätigkeiten des Konzerns besteht

und die Muttergesellschaft in der Schweiz
Kontrolle über dieses Unternehmen ausübt.
Falls ein Gericht dies bejahen sollte, hätte die
Muttergesellschaft immer noch die Möglich-
keit, einen Exkulpationsbeweis anzutreten
(Nachweis, dass sorgfältig gehandelt bzw. be-
aufsichtigt wurde). Insoweit ist es zumindest
unpräzise, wenn im Kontext der KVI von Be-
weislastumkehr gesprochen wird. Die Be-
weislast trägt unverändert der Kläger, der Be-
klagte hingegen hat eine Exkulpationsmög-
lichkeit.

Der Bundesrat anerkennt das Grundan-
liegen der Volksinitiative, empfiehlt dem
Parlament aber dennoch die Ablehnung
der KVI ohne Gegenvorschlag; der Lan-
desregierung gehen insbesondere die
Haftungsbestimmungen der Initiative zu
weit.8

8 Vgl. Medienmitteilung des Bundesrats vom
11. Januar 2017 unter: https://www.admin.ch/
gov/de/start/dokumentation/medienmitteilun
gen/bundesrat.msg-id-65222.html

2.2. Indirekter Gegenvorschlag –
Die Politik reagiert

Der Nationalrat, die große Parlaments-
kammer, hat dennoch entschieden, der
Initiative einen sog. indirekten Gegen-
vorschlag9

9 Bei einem indirekten Gegenvorschlag schlägt
das Parlament alternativ zur Initiative, deren
Annahme durch das Stimmvolk eine Verfas-
sungsänderung bzw. -ergänzung bewirken
würde, eine Gesetzesänderung oder ein neues

entgegenzusetzen. Kern des
Gegenentwurfs ist die obligatorische
Sorgfaltsprüfung, die sicherstellen soll,
dass Schweizer Unternehmen einer ge- Gesetz vor. Der indirekte Gegenvorschlag er-

laubt es, auf das Anliegen einer Initiative ein-
zugehen, ohne die Verfassung zu ändern.
Sollte das Initiativkomitee die entsprechende
Initiative nicht zurückziehen, diese jedoch
vom Stimmvolk abgelehnt werden, so würde
der Gegenvorschlag „automatisch“ in Kraft
treten.

wissen Größe die für die Schweiz ver-
bindlichen internationalen Bestimmun-
gen zum Schutz der Menschenrechte und
der Umwelt auch im Ausland einhal-
ten.10

10 Zum Gegenvorschlag des Nationalrats vgl.
SDA-Meldung vom 14. Juni 2018, „National-
rat will Konzerne in die Verantwortung neh-
men“. Betroffen wären Schweizer Unterneh-
men, die zwei der nachfolgenden Schwellen
in zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjah-
ren überschreiten: Bilanzsumme von 40 Mil-
lionen Franken, Umsatz von 80 Millionen
Franken, 500 Vollzeitstellen.

Die Sorgfaltsprüfung umfasst die
Ermittlung und Einschätzung möglicher
und tatsächlicher Auswirkungen der Ge-
schäftstätigkeit auf Menschenrechte und
Umwelt, die Definition und Umsetzung
von Maßnahmen zur Minimierung der
festgestellten Risiken sowie zur Wieder-
gutmachung von Verletzungen sowie die
Überwachung der Wirksamkeit der Maß-
nahmen.11

11 Insoweit folgt der Gegenvorschlag der Initia-
tive letztlich 1:1.

12 Quelle: Schaubild EXPERTsuisse, erstellt an-
lässlich der Anhörung einer Delegation von
EXPERTsuisse vor der Rechtskommission
des Ständerats am 21. August 2018.

Abgerundet wird die Sorgfaltsprüfung
durch eine Berichtspflicht für den Ver-
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waltungsrat; der Bericht ist öffentlich zu-
gänglich zu machen. Bei der Sorgfalts-
prüfung gelten die Grundsätze der We-
sentlichkeit und Angemessenheit. Auch
hier soll bei Missachtung eine Klage-
möglichkeit vor einem Schweizer Ge-
richt bestehen.13

13 Im indirekten Gegenvorschlag wird dabei ex-
plizit geregelt, dass Haftung immer nur für
das Unternehmen als juristische Person ent-
steht. Die Leitungs- und Verwaltungsorgane
(Verwaltungsrat und Geschäftsleitung) unter-
liegen keiner unmittelbaren Haftung gegen-
über Dritten. Selbstredend kann eine Verant-
wortlichkeit gegenüber dem Unternehmen ge-
geben sein, sofern Sorgfaltspflichten miss-
achtet wurden.

Nach dem Gegenvor-
schlag bestünde ebenfalls eine Entlas-
tungsmöglichkeit, sofern die Unterneh-
men nachweisen, dass sie entweder die
gebotenen Sorgfaltsmaßnahmen getrof-
fen haben, um einen Schaden dieser Art
zu verhindern, oder nicht auf das Verhal-
ten des kontrollierten Unternehmens
Einfluss nehmen konnten. Die Haftung
soll dabei auf tatsächlich kontrollierte
Unternehmen beschränkt sein.14

14 Wobei jedoch die geforderte Sorgfaltsprüfung
auch mögliche „Auswirkungen der Ge-
schäftstätigkeit [...] aufgrund von Geschäfts-
beziehungen mit Dritten“ umfasst, vgl.
Art. 716a Abs. 1 Obligationenrecht in der
Entwurfsfassung des Gegenvorschlags. Nach
dem Gegenvorschlag liegt tatsächliche Kon-
trolle über Unternehmen nicht allein deswe-
gen vor, weil ein Unternehmen von einem an-
deren wirtschaftlich abhängig ist.

Die vorberatende Kommission des Stän-
derats relativierte den Gegenvorschlag
des Nationalrats insoweit zusätzlich,
dass bei Verstößen einer ausländischen
Tochtergesellschaft das Schweizer Mut-
terunternehmen in der Schweiz nur dann
belangt werden könne, wenn die Geschä-
digten glaubhaft machen würden, dass
eine Klage gegen die Auslands-Tochter-
gesellschaft vor einem ausländischen
Gericht erheblich erschwert wäre.15

15 Sog. Subsidiaritätsklausel. Vgl. NZZ vom
12. März 2019, „Ständerat will keinen Gegen-
vorschlag zur Konzernverantwortungsinitiati-
ve“.

Der
Ständerat, die kleine Kammer, hat je-
doch am 12. März 2019 beschlossen, so-
wohl die KVI als auch den Gegenvor-
schlag abzulehnen. Somit wurde die Ent-
scheidung zurück zum Nationalrat ver-
wiesen, dessen Rechtskommission am
5. April 2019 beschlossen hat, am Ge-
genvorschlag festzuhalten16

16 Vgl. Medienmitteilung der Rechtskommis-
sion des Nationalrats vom 5. April 2019,
„Kommission hält am indirekten Gegenent-
wurf zur Konzernverantwortungsinitiative
fest“.

.

3. Umsetzungsoptionen für die
Schweiz

Welche Optionen bestehen nun für die
Schweiz generell und welche Umset-
zungsoptionen konkret bei Annahme des
indirekten Gegenvorschlags oder der
Volksinitiative? Abb. 2 stellt die mög-
lichen Varianten dar.

Die von der
Konzernverantwortungsinitiative

sowie im Gegenvorschlag des
Nationalrats geforderte

Sorgfaltsprüfung zu
Menschenrechten und Umwelt
könnte dazu führen, dass den

betroffenen Unternehmen künftig die
Einrichtung eines Compliance

Management Systems (CMS)
abverlangt wird.

Im heutigen Status quo („Unregulierte
Maßnahmen“, Felder 1–3 in Abb. 2) be-
stehen in der Schweiz keine verbind-
lichen Vorgaben. Große, vor allem bör-
sennotierte Unternehmen berichten den-
noch über Nachhaltigkeitsthemen; einige
lassen diese Berichterstattung auch
durch Wirtschaftsprüfer reviewen bzw.
prüfen. Sollte es jedoch zu einer Annah-
me der KVI oder des Gegenvorschlags
kommen, würde sich die Frage der kon-
kreten (gesetzlichen) Ausführungsbe-
stimmungen stellen. Die von der Initia-
tive wie auch dem Gegenvorschlag ge-
forderte Sorgfaltsprüfung zu Menschen-
rechten und Umwelt könnte dergestalt
operationalisiert werden, dass den be-
troffenen Unternehmen explizit abver-
langt wird, ein Compliance Management
System (CMS) einzurichten, d.h. Maß-
nahmen, Strukturen und Prozesse zu
etablieren, um konzernweit bzw. entlang
der Wertschöpfungskette die Einhaltung
der einschlägigen Menschenrechts- und
Umweltschutzbestimmungen sicherzu-
stellen. Diese Vorgabe könnte mit einer
entsprechenden Prüfungspflicht ver-
knüpft werden, wobei hier als Spielvari-
anten Prüfungen mit begrenzter oder hin-
reichender Sicherheit in Betracht kom-
men (Felder 8 und 9 in Abb. 2).

Weniger weitgehend wäre eine Lösung,
wonach die betroffenen Unternehmen
nicht zu einem umfassenden CMS, son-
dern stattdessen „nur“ zu einer Nachhal-
tigkeitsberichterstattung verpflichtet
würden, in deren Rahmen sie ihre kon-
kreten (individuellen) Maßnahmen zur
Einhaltung von Menschenrechten und
Umweltschutzbestimmungen erläutern.
Diese Berichterstattung könnte ebenfalls
mit einer Prüfungspflicht durch einen
unabhängigen Wirtschaftsprüfer ver-
knüpft werden (Felder 5 und 6 in
Abb. 2).

Wie in Abschnitt 1.2. aufgezeigt, exis-
tiert eine große Vielfalt an Reporting-
ansätzen mit CSR-Bezug, die in unter-
schiedlichem Maße auch Transparenz
bezüglich der im Rahmen der internatio-
nalen Geschäftstätigkeit und im Umgang
mit Lieferanten angewandten Richtlini-
en, Managementansätze und entspre-
chender Kennzahlen schaffen. Grund-
sätzlich bieten diese Ansätze auch eine
taugliche Grundlage für eine Prüfung
durch einen externen Wirtschaftsprü-
fer.17

17 M.a.W.: Es bestehen ausreichend präzisierte
Reporting-Vorgaben, deren konkrete Umset-
zung in der Praxis im Rahmen eines Soll-Ist-
Vergleichs beurteilt werden kann.

Dementsprechend könnten einzel-
ne der aufgeführten Reporting-Frame-
works herangezogen werden, um als Ba-
sis für eine Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung unter dem Regime der KVI oder des
Gegenvorschlags zu dienen. Ein Repor-
ting-Framework, das jedoch „passge-
nau“ die Vorgaben der KVI oder des Ge-
genvorschlags abdeckt, ist – soweit er-
sichtlich – nicht verfügbar.

Die Ansätze, die auf eine umfassende
Darstellung der CSR-Aktivitäten abzie-
len (wie beispielsweise GRI-Standards),
decken unter anderem auch den themati-
schen Fokus der KVI ab, gehen jedoch
nicht allzu stark ins Detail und verlangen
nur beschränkt Aussagen zur Effektivität
der getroffenen Maßnahmen. Auf spezi-
fische CSR-Themen ausgerichtete An-
sätze, wie beispielsweise das UN Guid-
ing Principles Reporting Framework zu
Menschenrechten, bieten einen höheren
Transparenzgrad, berücksichtigen jedoch
nicht die von der KVI explizit adressier-
ten Umweltthemen.

Hinsichtlich des Grades der Prüfungs-
zusicherung zu den Offenlegungen nach
den Reporting-Frameworks stellt sich
abschließend die Frage, inwiefern die
unternehmensinternen Berichterstat-
tungsprozesse sowie Kontrollen bereits
genügend ausgereift sind, um eine Prü-
fung mit hinreichender Zusicherung und
vertretbarem Aufwand (d.h. unter Einbe-
zug dieser Kontrollen) durchzuführen.
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IRZ

4. Würdigung von Initiative und
Gegenvorschlag

Die Volksinitiative enthält keine Aussa-
gen dazu, nach welchen „Reporting-
Spielregeln“ über die Durchführung der
geforderten Sorgfaltsprüfung zu berich-
ten wäre. Diesbezüglich besteht, wie im
Übrigen auch im Gegenvorschlag, Prä-
zisierungsbedarf. Die Verfasser des
Gegenvorschlags im Nationalrat haben
die Option einer Prüfung durch einen
unabhängigen Wirtschaftsprüfer ange-
dacht, ohne dies jedoch in ihrem Geset-
zesvorschlag sachgerecht zu verdeut-
lichen. Soll die Bestätigung des Wirt-
schaftsprüfers als „Entlastungsnach-
weis“ für das Unternehmen dienen, so
erscheint es empfehlenswert, diese Prü-
fung als reasonable assurance engage-
ment auszugestalten (vgl. erneut Feld 6
in Abb. 2). Jedoch sind die Reporting-
prozesse, -systeme und angewandten
Kontrollen im Rahmen der Nachhaltig-
keitsberichterstattung meist (noch) nicht
robust genug, um die Prüfung mit hin-
reichender Sicherheit und vertretbarem
Aufwand, d.h. unter Beachtung unter-
nehmensinterner Kontrollen, durchfüh-
ren zu können.

Ferner wäre klarzustellen, dass diese
Prüfung nicht ein „Add On“ zur Jahres-
abschlussprüfung wäre, sondern ein Zu-
satzauftrag außerhalb der Organtätig-
keit des Abschlussprüfers. Damit könnte
die Haftung für diesen Prüfungsauftrag
– im Gegensatz zur unlimitierten Organ-
haftung des Abschlussprüfers in der
Schweiz – individuell festgelegt werden.
Dies wäre sachgerecht und kongruent
mit dem Vorschlag des Nationalrats, wo-
nach für allfälliges Fehlverhalten im
Kontext von Menschenrechts- und Um-
weltschutzbestimmungen weder Verwal-
tungsrat noch Geschäftsleitung als Lei-
tungs- bzw. Exekutivorgane persönlich
haftbar sein sollen, sondern ausschließ-
lich das fehlbare Unternehmen als eigen-
ständige (juristische) Person.

Hinsichtlich der Prüfung und
Berichterstattung zu den Themen

Umwelt/Menschenrechte besteht bei
der Konzernverantwortungsinitiative

sowie dem Gegenvorschlag des
Nationalrats noch einiger

Präzisierungsbedarf.

Aus dem Gesetzentwurf für den indirek-
ten Gegenvorschlag geht zudem der ei-
gentliche Prüfungsgegenstand nicht
klar hervor (Prüfung eines CSR-Berichts
oder Prüfung des CMS). Analog zu den
Vorgaben in der EU sollten die Maßnah-
men auf eine Berichterstattungspflicht,
idealerweise entsprechend den interna-
tionalen Normen, beschränkt werden.
Auf die Verpflichtung zur Einführung
und Prüfung eines integralen CMS sollte
in einer Umsetzungsgesetzgebung zur
KVI bzw. im indirekten Gegenvorschlag
verzichtet werden.

Berichterstattung und darauf aufbauende
Prüfung benötigen dabei eine klare Re-
porting-Grundlage, nur so ist aus Sicht
der Prüfung ein Soll-Ist-Vergleich mög-
lich. Somit ist es erforderlich, dass präzi-
siert wird, nach welchen Regeln (Repor-
ting-Framework, Standards) die Bericht-
erstattung des Verwaltungsrats zu den
Themen Umwelt/Menschenrechte zu er-
folgen hat. Aus Gründen der Flexibilität
wäre es wünschenswert, wenn nicht ein
einzelnes spezifisches Reporting-Frame-
work vorgeschrieben würde. Anderer-
seits verlangt die Zielsetzung, wonach
die Berichterstattung und dessen allfälli-
ge Prüfung als Nachweis der Beachtung
der Sorgfaltspflichten haftungsreduzie-
rende Wirkung entfalten soll, dass die In-
halte der Berichterstattung in ausreichen-
der Tiefe definiert werden, z.B.:

■ Erläuterung des Geschäftsmodells und
der Wertschöpfungskette,

■ Beschreibung der identifizierten (we-
sentlichen) Umwelt- und Menschen-
rechtsthemen sowie -risiken über die
Wertschöpfungskette hinweg,

■ Offenlegung der grundlegenden
Richtlinien und Managementansätze
zum Umgang mit diesen Themen und
Risiken sowie

■ ggf. Disclosure entsprechender (steue-
rungsrelevanter) Kennzahlen.

Abschließend wäre in diesem Zusam-
menhang zu klären, in welcher Form
(z.B. Teil des Geschäftsberichts oder ei-
genständiger Nachhaltigkeitsbericht) und
in welchen periodischen Abständen
Bericht zu erstatten wäre.

5. Fazit und Ausblick

Nach aktuellem Stand der politischen
Debatte besteht eine zunehmende Wahr-
scheinlichkeit, dass das Parlament kei-
nen Gegenvorschlag zur KVI vorlegen
wird und die Initiatoren damit an ihrer
Volksinitiative festhalten werden. In die-
sem Fall wird das Schweizer Volk aller
Voraussicht nach Gelegenheit erhalten,
sich zu dieser gesellschaftspolitischen
Frage an der Urne zu äußern. Bei einer
allfälligen Annahme der Initiative wäre
aber anschließend wieder das Parlament
gefordert, um die dann in der Verfassung
fixierten Grundsätze der KVI in der Um-
setzungsgesetzgebung zu operationali-
sieren und in das Gesellschaftsrecht zu
überführen. Der in unserem Beitrag skiz-
zierte Gegenvorschlag würde in diesem
Fall vermutlich herangezogen werden
und die Grundlage für die dann zu ver-
fassenden Gesetzesvorschriften bilden.
Zu entscheiden wäre dann über die tech-
nischen Aspekte wie den Umfang der
Sorgfaltsprüfung, die Berichterstattung
darüber sowie die Frage einer externen
Prüfungspflicht.

Zunächst aber wird eine gesellschaftspo-
litische Diskussion über Unternehmens-
verantwortung geführt. Und dabei scheint
eines klar: Die öffentliche Debatte im
Vorfeld der absehbaren Volksabstimmung
verspricht hitzig geführt zu werden.
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